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CDU-Präsidium zu Reykjavik: 

Tür zum Gipfeltreffen 
ist weiterhin offen 
Das Präsidium der CDU unterstützt die Bemü- 
hungen von Bundeskanzler Helmut Kohl, den 
Prozeß der Verständigung zwischen den beiden 
Weltmächten über Abrüstung und Rüstungskon- 
tfolie weiter voranzutreiben, heißt es in einer Er- 
klärung nach der Sitzung vom 20. Oktober 1986 
*n Bonn. 

^as Treffen von Reykjavik hat sich als wichtige 
Etappe des West-Ost-Dialogs erwiesen. Noch nie 
*Uvor in der Geschichte der Abrüstungsverhandlun- 
§en sind sich die Verhandlungspartner so nahe ge- 
kommen. Auf der Basis dieser erreichten Ergebnisse 
Slnd Erfolge bei den Abrüstungsverhandlungen in 
^•enf insbesondere bei den Mittel- und Kurzstrek- 
•tenwaffen sowie beim weltweiten Verbot chemi- 
scher Waffen in greifbare Nähe gerückt. Die Tür zu 
e,nem weiteren Gipfelgespräch zwischen dem Präsi- 
denten der USA und dem Generalsekretär der 
KPdSU ist weiterhin offen. 
jp'e Fortschritte in Reykjavik waren möglich, weil 
~)e Bundesrepublik Deutschland in den Fragen der 
^cherheit und Verteidigung Festigkeit bewiesen 
Und dadurch das Bündnis gestärkt hat. Einigkeit 
JJ^d Solidarität im Bündnis sind die Voraussetzung 
Ur weitere Fortschritte in den Abrüstungsverhand- 

lungen. 
Dje CDU hält an der Freundschaft und Verteidi- 
*=Ungsgemeinschaft mit den USA und den Partnern 
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Seiters: Vogels 
Haltung ist unglaublich 
Zu dem Verhalten des SPD-Fraktions- 
vorsitzenden Hans-Jochen Vogel auf 
dem IG-Metall-Kongreß in Hamburg 
erklärt der 1. Parlamentarische Ge- 
schäftsführer der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Rudolf Seiters: Es ist ein 
unglaublicher Vorgang, daß der Vor- 
sitzende der Oppositionsfraktion im 
Deutschen Bundestag und frühere 
Bundesjustizminister die unqualifizier- 
te Kritik an dem rechtmäßigen Vorge- 
hen von Untersuchungsausschuß und 
Gericht im Falle Lappas durch „sein 
Beklatschen" unterstützt. 

Es verschlägt einem buchstäblich die 
Sprache, wie ein Jurist vom Schlage Vo- 
gels der emotionsgeladenen Äußerung ei- 
nes Gewerkschaftsvorsitzenden „Er fühle 
sich an 1933 erinnert" durch heftiges 
Applaudieren beipflichten kann, obwohl 
ihm genau bekannt ist, daß der Untersu- 
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im westlichen Bündnis fest. Nur auf die- 
ser Grundlage können wir unsere Freiheit 
erhalten und unser Ziel, Frieden zu schaf- 
fen mit immer weniger Waffen, erreichen. 
Deshalb unterstützt die CDU die Position 
des amerikanischen Präsidenten und be- 
grüßt die Unterstützung aller NATO- 
Partner für den amerikanischen Präsiden- 
ten anläßlich der NATO-Ratssitzung am 
13. Oktober. 
Die CDU fordert die Führung der 
UdSSR auf, zu ihrer vor Reykjavik erklär- 
ten Haltung zurückzukehren und ein Ab- 
kommen über die Mittelstreckenwaffen 
abzuschließen. Es liegt jetzt vor allem an 
der Sowjetunion, ob es zu einem Abkom- 
men über die Abrüstung bei den Mittel- 
streckenraketen kommt. 

chungsausschuß ein Recht anwendete, 
das ihm seine eigene Funktionsfähigkeit 
garantiert. 
Hiernach stellt sich doch die Frage, ob 
Vogel tatsächlich will, daß Zeugen künf- 
tig vor Untersuchungsausschüssen je 
nach Belieben aussagen oder schweigen 
sollen. 
Das Verhalten von Lappas war eine Brüs- 
kierung des vom Volk gewählten Parla- 
ments, das durch nichts zu rechtfertigen 
ist. Das Parlament hat vom Grundgesetz 
her den Auftrag, durch Untersuchungs- 
ausschüsse Mißstände aufzuklären. Auch 
Vogel sollte sich hieran erinnern. 

Zitate zur 
Neuen Heimat 

„ Wir bringen unsere Empörung dadurch 
zum Ausdruck, daß wir die Verantwortli- 
chen im DGB — allen voran Herrn Breit 
— zum Rücktritt auffordern." 

(Resolution der Mitarbeiter und Betriebsrat« 
NH NRW) 

„Die Neue Heimat ist verkauft. Der Schritt 
war unvermeidlich. Über Form und Verfaß 
ren muß man sich als Gewerkschafter schö' 
men." (Detlef Hensche, stellv. Vorsitzender iet 

IG Druck und Papie" 

Durch „Betrug, Selbstbereicherung und 
Mißmanagement" bei der NH sei die Idee 
der Gemeinnützigkeit „bis zur Unkenntlich' 
keit verstümmelt" worden. 

(Monika Wulf-Mathies, ÖTV-Vorsitzende) 

Kaufvertrag des Jahres 
„Der Kaufpreis für die Geschäftsanteile 
der NH beträgt ],— DM und ist sofort zW 
Zahlung fällig." 
(Paragraph 2 des Vertrags über den Ver- 
kauf der Neuen Heimat zwischen dem 
Schiesser-Unternehmen „Die Neue Ge- 
sellschaft" und der Gewerkschaftshol- 
ding BGAG.) 
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Betriebsräte erheben schwere 
Vorwürfe gegen den DGB 
Harte Vorwürfe gegen den Deutschen 
Gewerkschaftsbund (DGB) äußerten 
die Betriebsräte der Neuen Heimat 
Nord, der Nordwestdeutschen Sied- 
lungsgesellschaft (NWDS) sowie der 
Neuen Heimat Holding in einem 
offenen Brief an den DGB-Bundes- 
vorstand. Wörtlich heißt es darin: 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, 
als Mitarbeiter, Betriebsräte und langjähri- 
ge Gewerkschaftsmitglieder sehen wir uns 
vor dem Hintergrund des spektakulären 
Verkaufs der Neuen Heimat veranlaßt, un- 
sere Kritik jetzt auch öffentlich zu äußern, 
denn gewerkschaftliche Forderungen und 
die Zusagen an die Mitarbeiter sind bei 
dem „Handel" nicht eingelöst worden. 

Kapital- und Arbeitnehmerinteressen 
I*n Schreiben des Kollegen Dr. Hoffmann 
vom 23.5.1986 (Vorsitzender der Ge- 
schäftsführung der NH bis 30.9.1986) wur- 
de allen Mitarbeitern im Unternehmen 
zugesichert, „daß bei der Bewältigung der 
Wirtschaftlichen Probleme der NH die 
Interessen der Arbeitnehmer zumindest 
Sleichrangig neben den Kapitalinteressen 
berücksichtigt werden". Der DGB und sei- 
ne Gewerkschaften haben dies in Aufsichts- 
rQtsbeschlüssen bekräftigt. Die Delegierten 
des 13. DGB-Bundeskongresses haben im 
Mai d.J. beschlossen, daß die Interessen 
der Beschäftigten der NH nach gewerk- 
schaftlichen Grundsätzen zu wahren sind. 
•ir meinen, eine gleichtangige Behand- 
lung hat nicht stattgefunden. Obwohl ein 
rcalistisches Sanierungskonzept für die NH 
°is heute nicht vorliegt, ist im Kaufvertrag 
fischen der Gewerkschaft und dem neuen 
Eigentümer festgelegt, daß ca. 400 Mitar- 
eiter kurzfristig ihren Arbeitsplatz bei der 

NH verlieren. Die frühzeitige Kündigung 
der Schutzregelungen und des Haustarif- 
vertrages durch die alte Geschäftsführung 
hat das „ Geschäft" sogar vereinfacht. In 
Zahlen ausgedrückt nehmen sich die Ko- 
stenfür den Sozialplan von 50 Mio. DM 
auch eher bescheiden aus gegenüber den 
Liquidationshilfen des DGB in Höhe von 
1400 Mio. DM für den neuen Eigentümer. 

Sozialplan 
Mit internen und öffentlichen Informatio- 
nen des DGB wird der Eindruck vermittelt, 
als handele es sich bei dem jetzt abge- 
schlossenen Sozialplan um ein vorbildliches 
und beispielhaftes Werk gewerkschaft- 
lichen Handelns. Auch bleibt unerwähnt, 
daß die Mitarbeiter bereits seit 1982 eine 
Verschlechterung der Sozialleistungen hin- 
nehmen mußten. Wir stellen fest, daß das 
für die Notsituation abgeschlossene alte 
Rationalisierungsschutzabkommen die Ar- 
beitnehmerinteressen am besten geschützt 
hatte. Dieses Schutzabkommen habt Ihr 
gekündigt. 
Der im Zusammenhang mit dem Verkauf 
der NH von der bisherigen Geschäftsfüh- 
rung unter Zeitdruck erzwungene Sozial- 
plan soll die nachteiligen Auswirkungen 
hinsichtlich 
• der Gehaltsreduzierung für alle Mitar- 
beiter 
• der beabsichtigten „Freisetzung" von ca. 
400 Mitarbeitern 
• der gekündigten Sozialleistungen 
ausgleichen. Gemessen an den bisherigen 
Regelungen sind im Sozialplan erhebliche 
Verschlechterungen für die Mitarbeiter 

festgelegt worden. So werden erworbene 
Rechte, wie z.B. die Kündigungsfristen, 
abgebaut. Noch schlimmer sind die Aus- 
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Wirkungen för die 50jährigen und älteren 
Mitarbeiter, die trotz langjähriger Betriebs- 
zugehörigkeit ihre bisherige Unkündbar- 
keit verlieren. In der „ Welt der Arbeit" vom 
2.10.1986 (Anm.: Wochenzeitung des 
DGB) liest sich dies allerdings ganz an- 
ders. Wir wären zufrieden, wenn die Mitar- 
beiter eine vergleichbar gute Absicherung 
erhalten hätten, wie sie der Aufsichtsrat ei- 
nigen Geschäftsführern noch zu Beginn 
dieses Jahres zugestanden hat. 
Absicherung der Sozialplanleistungen 
Vor dem Hintergrund der ungewissen Zu- 
kunft der NH hat die finanzielle Absiche- 
rung der Sozialplanleistungen im Falle des 
Konkurses för die Mitarbeiter besondere 
Bedeutung. Eine Garantieerklärung der 
BGAG(Anm.: Beteiligungsgesellschaft för 
Gemeinwirtschaft des DGB) für die Erfül- 
lung der Leistungen ist uns jedoch nicht zu- 
gestanden worden. Für die Abdeckung der 
Risiken des neuen Eigentümers wurden 
aber Hilfen in Milliardenhöhe zugesichert. 

Mitbestimmung 
Die gewerkschaftliche Forderung auf um- 
fassende und rechtzeitige Information der 
Arbeitnehmer ist beim Verkauf der NH auf 
der Strecke geblieben; erste und weiterge- 
hende Informationen haben wir der Presse 
entnehmen müssen. Bis heute ist den inner- 
betrieblichen Arbeitnehmervertretern im 
Aufsichtsrat der Kaufvertrag nicht 
bekannt. 
Im „INFO intern" Nr. 9 des DGB ist dar- 
gestellt, daß der vorgesehene Personalab- 
bau von 2 500 auf 2100 Arbeitsplätze ge- 
meinsam mit den Arbeitnehmern verein- 
bart worden ist. Dies ist falsch. Bis heute 
liegt den Betriebsräten keine Personalpla- 
nung vor. Vielmehr hat der DGB über die 
Köpfe der Betriebsräte hinweg mit dem 
neuen Eigentümer vereinbart, daß 400 
Mitarbeiter — alles Gewerkschafter — ihre 
Arbeitsplätze kurzfristig bei der NH verlie- 
ren sollen; der neue Eigentümer kann die 
verbleibenden Mitarbeiter auswählen. 

Art und Umstände des Verkaufs der 
Neuen Heimat durch Topmanager des 
DGB haben die Gewerkschaften in eine 
Vertrauenskrise gestürzt; der angerichtete 
Schaden för die gewerkschaftliche Arbeit 
und die Durchsetzung der Forderungen ist 
unübersehbar. Mit der Verletzung von 
Arbeitnehmerinteressen durch den DGB ist 
auch die Glaubwürdigkeit der Gewerk- 
schaften in Frage gestellt. Gemessen an 
Euren Aussagen und Forderungen können 
und wollen wir Euch nicht aus der Verant- 
wortung för die Mitarbeiter entlassen. Wir 
fordern Euch deshalb auf im Interesse der 
Ehrlichkeit und der Glaubwürdigkeit unse- 
rer Organisation, Euch der Verpflichtung 
gegenüber den Arbeitnehmern bei der NH 
nicht zu entziehen. 
„Bevor Ihr daran geht, die Welt zu verbes- 
sern, geht dreimal durch das eigene Haus"- 
Die Betriebsräte der Neuen Heimat Nord, 
NWDS, Neuen Heimat Holding. 

Elektroloks ohne Heizer 
Obwohl in Großbritannien Elektroloks 
schon vor fast 20 Jahren eingeführt wur- 
den, fuhren bis jetzt immer noch Heizer 
mit. Erst in dieser Woche einigte sich die 
britische Bahn mit der Eisenbahngewerk- 
schaft darauf, die Heizerstellen abzu- 
bauen. 

„Made in Germany 
heißt wieder was" 
Über 54 % der Befragten verbanden bei 
einer Untersuchung des Sample-Instituts 
(Mölln) in sechs europäischen Staaten 
die Herkunftsbezeichnung „Made in Get' 
many" mit einer hohen Qualitätsgarantie- 
Mit weitem Abstand in der Wertschät- 
zung folgte „Made in Japan", das von 
32% als Qualitätsbeweis angenommen 
wurde. Auf den Plätzen rangieren die 
Herstellerländer Frankreich (21 %) und 
USA (18%). 
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Atomwaffenfreie Zone: Die falsche 
Illusion von mehr Sicherheit 
Entgegen ihren Ankündigungen hat 
die SPD ihre Verhandlungen mit der 
kommunistischen SED auch während 
des Bundestagswahlkampfes fortge- 
setzt, erklärte Generalsekretär Heiner 
Geißler zu der SPD/SED-Grundsatz- 
vereinbarung über eine atomwaffen- 
freie Zone 

Die deutschen Sozialdemokraten täu- 
schen die Bevölkerung über den wahren 
Charakter der Verhandlungen. Hier füh- 
ren nicht gleichberechtigte und demokra- 
tisch legitimierte politische Parteien Ge- 
spräche. Egon Bahrs Verhandlungspart- 
ner sind Vertreter einer kommunistischen 
Partei, die Teil des Staatsapparates ist 
Und deren politische Macht nie von der 
Bevölkerung im anderen Teil Deutsch- 
lands demokratisch legitimiert worden 
ist. 

Die Gespräche haben aus der Sicht der 
SED nur ein Ziel, nämlich mit Hilfe der 
SPD eine propagandistische und völker- 
rechtliche Aufwertung der DDR in der 
Bundesrepublik Deutschland zu erzielen. 
Die SED und ihr Machtapparat handeln 
nicht im eigenen Auftrag, sondern ihre 
Aktivitäten sind Teil der sowjetischen 
westpolitik. 
Schon Lenin hat die Strategie entwickelt, 
daß die sowjetische Außenpolitik sich die 
Innenpolitik und die demokratischen 
£arteien in den westlichen Demokratien 
*u> ihre Ziele nutzbar machen solle. An 
uieser Strategie hat sich bis zum heutigen 
'ag nichts geändert. Dies kann man we- 
de/ der Führung der DDR noch der So- 
wjetunion vorwerfen, wohl aber den Ver- 
r.ete[n der deutschen Sozialdemokratie, 
,e sich im Sinne dieser sowjetischen 

W Ostpolitik instrumentalisieren lassen. 

Die Verhandlungen der SPD mit der SED 
beeinträchtigen die außenpolitische Posi- 
tion der Bundesregierung, da die Regie- 
rungen der Sowjetunion und der DDR 
dadurch die Möglichkeit erhalten, bei in- 
ternationalen Verhandlungen Regierung 
und Opposition der Bundesrepublik 
Deutschland gegeneinander auszuspie- 
len. 
Letztlich nimmt die SPD durch ihre Ver- 
einbarungen mit der SED eine politische 
Selbstbindung für die Zukunft in Kauf, 
die die Sowjetunion bei jeder ihr günstig 
erscheinenden Gelegenheit einfordern 
kann. 

Zum gleichen Thema erklärt der stellver- 
tretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Volker Rühe: Die SPD/ 
SED-Grundsatzvereinbarung über eine 
atomwaffenfreie Zone in Mitteleuropa ist 
ein erneutes Beispiel der destruktiven Si- 
cherheitspolitik der SPD: Während Ame- 
rikaner und Sowjets in Reykjavik bereits 
erste Übereinstimmungen für weltweit 
drastische Abrüstungsschritte gefunden 
haben, setzt sich die SPD für Rüstungs- 
verlagerungen aus einer Zone in andere 
ein. Sie versucht mit der atomwaffen- 
freien Zone die falsche Illusion von mehr 
Sicherheit in Mitteleuropa zu erzeugen: 
statt der von den Menschen gewünschten 
„Abrüstung in Sicherheit" tritt die SPD 
ein für „Unsicherheit durch destabilisie- 
rende Rüstungsverlagerungen". 
Die CDU/CSU verurteilt dieses von der 
SPD inszenierte Störmanöver gegen die 
laufenden Abrüstungsbemühungen. 
Denn wer sich ernsthaft für die baldmög- 
liche Umsetzung heute schon realisierba- 
rer Abrüstungsschritte einsetzt, der wen- 
det sich jetzt gegen das von der Sowjet- 
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union seit Reykjavik aufgestellte Junktim 
zwischen Mittelstreckenwaffen und SDI 
und lenkt nicht von diesem Problem ab. 
Daß die SPD ihre Gespräche mit der 
SED nicht für ein gemeinsames Eintreten 
für die Aufhebung des sowjetischen 
Junktims genutzt hat, zeigt, daß die SPD 
wieder einmal in ihrem falschen Profilie- 
rungseifer mit den aktuellen und konkre- 
ten Abrüstungsfragen nichts anzufangen 
weiß. 
Bundesminister Heinrich Windelen erklärt 
dazu: Die zwischen SPD und SED ausge- 
handelten „Grundsätze" über einen 
atomwaffenfreien Korridor in Mitteleuro- 
pa sind nicht nur sicherheitspolitisch 
höchst fragwürdig; sie bringen vielmehr 
auch die innerdeutschen Beziehungen ins 
Zwielicht. Gerade weil die beiden Staaten 
in Deutschland wichtige Partner ihrer je-" 
weiligen Bündnisse sind, wird die konkre- 
te Ausgestaltung ihrer Beziehungen in 
Ost und West mit großer Aufmerksamkeit 
verfolgt. 
Sicherheitspolitische Sonderwege können 
nur zu Argwohn und Mißtrauen führen. 
Grundvoraussetzung für die stetige Wei- 
terentwicklung der innerdeutschen Bezie- 
hungen ist daher die unbezweifelbare 
Bündnisloyalität der Bundesrepublik 
Deutschland. 
Mit ihrer „Nebenpolitik" im Zusammen- 
spiel mit der SED mißachtet die SPD die 
grundlegenden Bedingungen der inner- 
deutschen Beziehungen. Auch wenn es 
sich dabei um inkompetente Absprachen 
auf der „Parteischiene" handelt, bleibt 
dies nicht ohne Außenwirkung. 
Mit ihrer eigenen bündnispolitischen Un- 
zuverlässigkeit schädigt die SPD zugleich 
auch das Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland als zuverlässiger Partner des 
westlichen Bündnisses. Sie schädigt da- 
mit auch die Voraussetzungen für eine 
weitere iJUsgestaltung der innerdeutschen 
Beziehungen. 

Mehr Geld für Stiftung 
„Mutter und Kind" 
Die Anhebung der Mittel für die Stif- 
tung „Mutter und Kind" auf 80 Mio. 
DM stellt einen weiteren Schritt zum 
umfassenden Schutz des ungeborenen 
Kindes und zur Unterstützung von 
Frauen in Notlagen dar. Von der Op- 
position bekämpft, von Teilen von Pro 
Familia boykottiert, hat diese Bundes- 
stiftung von 1984 bis jetzt weit über 
60000 Frauen und Familien geholfen. 
Die CDU/CSU — so MdB Herbert 
Werner — dankt all den Beratungs- 
stellen, die durch die Weitergabe von 
Stiftungsmitteln im Einklang mit der 
Forderung des Bundesverfassungsge- 
richts vom Februar 1975 in erster Li- 
nie zum Schutz der ungeborenen Kin- 
der beraten. 

Die Berater weisen zu Recht auf die Not- 
wendigkeit einer Kombination von Ein- 
mal- und Langzeithilfen hin. Einmalbe- 
träge der Stiftung sind gut. Ergänzende 
Hilfen zu diesen Einmalbeträgen sind 
notwendig. Diese gibt es außerhalb der 
Sozialhilfe leider nur in den unionsge- 
führten Ländern, nicht in den SPD-Län- 
dem. Dort lehnt die SPD teilweise bis auf 
die kommunale Ebene hinab ab, spezielle 
Hilfen für Schwangere bereitzustellen. 

Hier ist der SPD-Kanzlerkandidat geru- 
fen; doch der sagt in seinem Wahlpro- 
gramm kein Wort zum Schutz ungebore- 
ner Kinder, lehnt eine landeseigene Stif- 
tung ab und reduziert die Zuschüsse für 
Kindergärten und Schulen. Wann werden 
die SPD-Länder das wohnortbedingte 
Zweiklassenrecht der Frauen endlich be- 
seitigen und nach dem Beispiel Baden- 
Württembergs Landesstiftungen schaffen» 
die besonders einkommensschwachen Fa- 
milien und Frauen vom Kaufeiner Wiege 

bis zur Umschuldung helfen können?! 
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Herbstgutachten: Der Kurs stimmt 
Am 20. Oktober 1986 haben die wirt- 
schaftswissenschaftlichen Institute ihr 
Herbstgutachten veröffentlicht. Es be- 
stätigt den erfolgreichen Kurs der 
Bundesregierung; Nachfrage und Pro- 
duktion nehmen wieder in beachtli- 
chem Tempo zu: „Die Voraussetzun- 
gen für ein Anhalten der konjunkturel- 
len Aufwärtsbewegung in der Bundes- 
republik sind günstig." 

pie deutsche Wirtschaft bleibt nach den 
Jetzt bekanntgegebenen Prognosen der 
Wirtschaftsforschungsinstitute auch 1987 
auf dem eingeschlagenen Wachs- 
tümspfad von 3 %. Von entscheidender 
Bedeutung für die positive Einschätzung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
smd die zahlreichen Konjunkturanstöße, 
die von der Wirtschaftspolitik der Bun- 
desregierung bisher ausgingen: „Die Fi- 
nanzpolitik hielt zwar grundsätzlich an 
•hrem Konsolidierungskurs fest, förderte 
d'e Nachfrage jedoch durch die erste Stu- 
te der Steuersenkung, durch weitere 
steuerpolitische Maßnahmen und nicht 
Zuletzt durch eine Ausweitung der öffent- 
lichen Investitionen." 
Grundsätzlich werden auch die weltwirt- 
schaftlichen Rahmenbedingungen dazu 
^tragen, daß die deutsche Wirtschaft 
^eiterhin auf Expansionskurs bleibt. 
uenn das Herbstgutachten geht von fol- 
genden Entwicklungen aus: 
* Die USA werden ihre expansive Geld- 
Politik wegen der verstärkten Inflations- 
ßefahr aufgeben, 

Nachfrage und Produktion werden 
*uch im nächsten Jahr in den Industrie- 
Indern weiter steigen, 

der Zuwachs des realen Bruttosozial- 
produkts der westlichen Industrieländer 
J^/d 1987 im Durchschnitt mit rund 3% 
n°her sein als 1986(2,5%). 

Der Vorwurf der Opposition, die Bundes- 
regierung sei wirtschaftspolitisch untätig, 
wird durch das Herbstgutachten eindeu- 
tig widerlegt: 
• „Mit der ... Senkung der Steuern ..., 
sowie der Halbierung der Abschreibungs- 
frist für Wirtschaftsbauten gibt die Fi- 
nanzpolitik in diesem Jahr aber auch Im- 
pulse für die gesamtwirtschaftliche Nach- 
frage." 
• „Die Ausgaben für öffentliche Investi- 
tionen steigen in diesem Jahr erstmals seit 
1978 wieder deutlich." 
• „... die ,Staatsquote', die 1982 mit 49% 
ihren höchsten Stand erreicht hatte, (wur- 
de) weiter — auf 45,5 % — vermindert." 
Entscheidende Triebkraft der Konjunktur 
ist der private Verbrauch geworden. Die- 
ser Konjunkturmotor hat zu einem deutli- 
chen Anstieg der Käufe langlebiger Ge- 
brauchsgüter geführt, insbesondere zu ei- 
nem regen Absatz von Personenkraftwa- 
gen und Einrichtungsgegenständen. 
Auch die Unternehmen und die Gemein- 
den vertrauen immer mehr auf die solide 
Wirtschaftspolitik der Bundesregierung. 
Dies zeigt sich vor allem an der beschleu- 
nigten Zunahme der Anlage- und Ausrü- 
stungsinvestitionen : 
• „Die realen Bruttoanlageinvestitionen 
sind 1986 erstmals seit Jahren wieder 
deutlich aufwärts gerichtet." 
• „Relativ lebhaft nimmt seit der Winter- 
pause der öffentliche Bau zu ... Hier 
spielen offenbar größere Anstrengungen 
im Bereich des Umweltschutzes eine be- 
deutende Rolle." 
• „Während am Anfang des Auf- 
schwungs noch die Ersatz- und Rationali- 
sierungsinvestitionen, ... im Vorder- 
grund standen, werden nun vermehrt die 
bauintensiven Erweiterungsinvestitionen 
vorgenommen." 
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• „Die Ausrüstungsinvestitionen haben 
im Verlauf dieses Jahres,..., weiter kräf- 
tig zugenommen,..." 
Durch den kräftigen Produktionsanstieg 
hat sich nicht nur der Auslastungsgrad 
der Sachkapazitäten merklich erhöht, 
sondern war die Entwicklung der Er- 
werbstätigen-Zahl im Jahresverlauf 1986 
stetig nach oben gerichtet. Die Lebens- 
haltungspreise gingen dabei seit Jahres- 
beginn um fast 1 % zurück. 
Auch für das nächste Jahr bleiben die 
Wirtschaftsforschungsinstitute optimi- 
stisch. Die Wende in der Wirtschaftspoli- 
tik zeigt jetzt — vier Jahre nach ihrem Be- 
ginn — ihre Erträge: 
• „Absatz- und Ertragserwartung bleiben 
insgesamt positiv ... Die Gewinne stei- 
gen weiter..." 
• „Alles in allem kann für den Verlauf 
des kommenden Jahres abermals mit ei- 
nem deutlichen Anstieg der Ausrüstungs- 
investition gerechnet werden." 
• „Die Belebung der Baunachfrage hält 
an, der Anstieg der Bauinvestitionen wird 
sich im nächsten Jahr etwas verstärken." 
• „Der private Verbrauch wird im näch- 
sten Jahr nochmals beträchtlich zur Stei- 
gerung der gesamtwirtschaftlichen Nach- 
frage beitragen." 
• werden die Renten entsprechend 
der günstigeren Einkommensentwicklung 
im Jahre 1986 mehr als zuvor erhöht." 
• „So dürfte das staatliche Defizit um 3 
bis 4 Milliarden DM sinken;..." 
• „Insgesamt wird die Zahl der Beschäf- 
tigten im Laufe des nächsten Jahres wahr- 
scheinlich um annähernd 250000 zuneh- 
men, .. ." 

Alles in allem: eine weitere Expertise, die 
die hervorragende Wirtschaftspolitik der 
Bundesregierung unterstreicht. Denn auch 
die Bundesbank hatte bereits in ihrem Sep- 
temberbericht festgestellt: 

• „Gemessen am Produktionswachstum 
je Einwohner liegt die Bundesrepublik 
Deutschland zur Zeit international in der 
Spitzengruppe, und zwar vor den USA 
und Japan." 
• „Seit dem Tiefpunkt der Beschäfti- 
gungsentwicklung hat über eine halbe 
Million Erwerbspersonen einen neuen 
Arbeitsplatz gefunden. Damit ist inzwi- 
schen die Hälfte des drastischen Beschäf- 
tigungsrückgangs in den Jahren 1980 bis 
1983 wieder wettgemacht." 
Die Aussichten, daß sich die konjunktu- 
relle Aufwärtsentwicklung fortsetzt, 
schätzt auch die Bundesbank in ihrem 
kürzlich veröffentlichten Oktoberbericht 
als ausgesprochen günstig ein. Denn an- 
ders als früher ist die Preissteigerungsrate 
sogar seit Beginn des Aufschwungs mehr 
und mehr zurückgegangen. Der Auf- 
schwung hat somit ein solides Funda- 
ment. Allen Unheilspropheten und Pessi- 
misten ist damit endgültig der Wind aus 
den Segeln genommen. 
Der stärkste Konjunkturimpuls geht jetzt 
vom privaten Verbrauch aus. 
Kein Wunder, denn der zusätzliche Ein- 
kommensspielraum der privaten Haus- 
halte war im letzten Halbjahr so groß wie 
schon lange nicht mehr: „Die Effektivver- 
dienste sind (daher) real mit gut 4 Prozent 
gegenüber dem vergleichbaren Vorjahres' 
niveau sogar noch etwas stärker als nomi- 
nal gestiegen. Dies war der höchste Zu- 
wachs in den letzten 12 Jahren." Diese 
positive Entwicklung geht voll auf das 
Konto der Bundesregierung, die mit ihrer 
erfolgreichen Stabilitätspolitik die kräfti- 
gen Lohn- und Gehaltserhöhungen erst 
richtig zum Tragen kommen ließ. 
Die Arbeitnehmer spüren die Politik der 
Bundesregierung im Geldbeutel: Zur er- 
sten Stufe der Steuerreform 1986 stellt d>e 

Bundesbank fest: „Diese Steuersenkung 
brachte für die Arbeitnehmerhaushalte i"1 

ersten Halbjahr 1986 im Quellenabzug dßf 
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Lohnsteuer eine Entlastung um 4,5 bis 5 
Milliarden DM mit sich." 
Auch die sozialpolitischen Maßnahmen der 
Bundesregierung hatten positive Effekte 
auf die konjunkturelle Entwicklung: Die 
Erhöhung der Renten, die Anhebung der 
Kegelsätze für Sozialhilfe um 8 Prozent 
und die Aufstockung des Wohngeldes 
Anfang 1986 haben den Aufschwung 
maßgeblich mit unterstützt. 
Kein Zweifel, der Blick in die Zukunft 
verheißt viel Positives. Die Perspektiven 
sind klar, denn die Bundesbank rechnet 
mit folgenden Erfolgsparametern: 
• „Voraussichtlich werden die Nettoar- 
beitseinkommen insgesamt noch stärker 
Sachsen als in der ersten Hälfte des Jah- 
res, ..." 
• „Auch nimmt die Beschäftigung weiter 
2l> und trägt wie schon bisher zum An- 
stieg des verfügbaren Einkommens bei." 
* „Darüber hinaus kommen den privaten 
Haushalten weiterhin die seit Anfang 
'986 in Kraft getretenen Steuersenkun- 
gen zugute, deren Entlastungswirkung für 
uas zweite Halbjahr auf etwa 6 Milliar- 
den DM zu veranschlagen ist." 
* »Per saldo erhalten die Rentner also ab 
Mitte des Jahres um 2,1 Prozent höhere 
Leistungen,..." 
Welcher zusätzlicher Beweise bedarf es da 
n°ch, die erfolgreiche Bilanz der Bundes- 
regierung zu belegen? 

"'Ulillllllllllllllllllllllllllllllllllllllillllülllllllllllllllllllllllll 

Rainer Barzel 
yoll rehabilitiert 
°ie Staatsanwaltschaft bei dem Landge- 
r'cht Frankfurt am Main hat dem Präsi- 
denten des Deutschen Bundestages über 
^er> Bundesminister der Justiz mitgeteilt, 
Jjaß sie das Ermittlungsverfahren gegen 
den früheren Bundestagspräsidenten Rai- 
ner Barzel wegen des Verdachts der Be- 

Aufgespießt 
Johannes Rau, SPD- Vizeparteichef, 
Ministerpräsident von Nordrhein- West- 
falen und Kanzlerkandidat auf Abruf, 
hat vor den Landtagswahlen in Bayern 
appelliert: „Ich will am 25. Januar 1987 
einen Volksentscheid über den Weg, 
den unser Land in den nächsten vier 
Jahren gehen soll. Das kann nur gelin- 
gen, wenn wir hier in Bayern kräftig zu- 
legen. " Nachdem die SPD in Bayern 
nicht nur nicht kräftig „zugelegt", son- 
dern im Gegenteil kräftig abgebaut hat, 
nur zur stärksten Splitterpartei gewor- 
den ist, scheint dem Kandidaten die 
Chancenlosigkeit seines Unterfangens 
endgültig bewußt geworden zu sein. 
Vollmundige schöne Reden ersetzen 
eben noch keine Handlungsfähigkeit! 
Trotzdem: Nach den Wahlen zum baye- 
rischen Landtag erklärte der Kandidat 
trotzig: „Ich setze aufs Ganze!" Führen- 
de SPDIer erklären hinter vorgehaltener 
Hand: „Der Rau kann froh sein, wenn 
er Vogels Ergebnis von 1983 in die 
Scheuern fährt." 

teiligung an Steuerhinterziehungshand- 
lungen eingestellt habe. 
Zur Begründung heißt es in der Einstel- 
lungsverfügung, da es bereits an einer 
strafbaren Haupttat fehle, sei der gegen 
Rainer Barzel erhobene Vorwurf der Bei- 
hilfe zu Steuerhinterziehungshandlungen 
im Zusammenhang mit der Ausgestaltung 
und Abwicklung von Beratungsverträgen 
hinfällig. Bundestagspräsident Philipp 
Jenninger hatte bereits bei der Beratung 
des Berichts des 1. Untersuchungsaus- 
schusses am 13. März 1986 im Deutschen 
Bundestag festgestellt, daß Dr. Barzel 
nicht gegen die Verhaltensregeln für Mit- 
glieder des Deutschen Bundestages ver- 
stoßen habe. 
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Lage des Mittelstandes hat sich 
deutlich verbessert 
Zur Eröffnung einer handwerkspoliti- 
schen Großkundgebung in Krefeld hat 
der stellvertretende Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Hansheinz Hauser (Krefeld) MdB, ei- 
ne positive mittelstandspolitische Bi- 
lanz der ablaufenden Legislaturperio- 
de gezogen. 

Hauser wies zunächst auf die gleich zu 
Beginn der Legislaturperiode vorgenom- 
menen Steuerentlastungen der Jahre 1983 
und 1985 hin, die zum überwiegenden 
Teil kleinen und mittleren Unternehmen 
zugute gekommen sind. Ausbildungshem- 
mende Vorschriften sind beseitigt und 
Maßnahmen zur Entbürokratisierung 
zielstrebig in Angriff genommen worden. 
Zusätzlich sind verbesserte Abschrei- 
bungsbedingungen für Wirtschaftsgebäu- 
de geschaffen und die steuerliche Förde- 
rung des selbstgenutzten Wohnungseigen- 
tums vom kommenden Jahr an verbessert 
worden. Die dadurch erreichte Belebung 
der Bauwirtschaft wird durch das nun- 
mehr beratene Baugesetzbuch noch ver- 
stärkt. Die Verbesserung des Gesetzes ge- 
gen den unlauteren Wettbewerb bedeutet 
einen deutlichen Schritt in Richtung auf 
mehr Leistungswettbewerb. Dies ist in 
Verbindung mit der verstärkten Förde- 
rung von Existenzgründungen ein wesent- 
licher Impuls für die weitere Verbesse- 
rung der Wettbewerbsfähigkeit im Mittel- 
stand. 
Neben diesen direkt auf den Mittelstand 
bezogenen Maßnahmen darf die erfolg- 
reiche Verbesserung der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen nicht unterschätzt 
werden in ihrer Auswirkung auf die Lei- 
stungskraft des Mittelstandes, besonders 

die seit 1983 wieder jährlich steigende 
Wachstumsrate, die begleitet ist von ei- 
nem seit Jahren nicht mehr gekannten 
Maß an Preisstabilität. Durch die vom 
Bundesfinanzminister eingeleitete grund- 
legende Konsolidierung des Bundeshaus- 
halts ist damit der unter der sozial-libera- 
len Regierung eingerissenen inflationären 
Entwicklung ein Ende gesetzt worden. 
Zugleich hat der geringere Fremdkapital- 
bedarf des Bundes niedrigere Zinsen auf 
den Kapitalmärkten möglich gemacht 
und damit zusätzlich die private Investi- 
tionskraft gestärkt. 

Das herausragende Ergebnis der wirt- 
schafts- und mittelstandspolitischen Ar- 
beit der Bundesregierung ist der Anstieg 
der Beschäftigtenzahlen. Damit ist es 
nicht nur gelungen, das stetige Anwach- 
sen der Arbeitslosenzahlen zu stoppen, 
sondern zugleich die Kurzarbeit auf ein 
nicht mehr nennenswertes Maß zurückzü' 
führen. Alle diese Erfolge sind der ge- 
samten Volkswirtschaft zugute gekom- 
men und haben somit auch die Position 
des Mittelstandes entscheidend verbes- 
sert. 

Als Schwerpunkt für die Fortsetzung der 
erfolgreichen Mittelstandspolitik der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion und der 
Bundesregierung in der kommenden Le- 
gislaturperiode bezeichnete Hauser vor 
allem den Bereich der Unternehmensbe- 
steuerung. „Hier muß ein Weg gefunden 
werden, der einerseits die dringend erfor' 
derliche Vereinfachung des Steuerrechts 
ermöglicht. Allerdings muß die Steuerre- 
form auch die zu geringe Eigenkapitalbä' 
sis zahlreicher kleiner und mittlerer Be- 
triebe berücksichtigen und einen Beitrag 
zu ihrer Verstärkung leisten." 
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Lehrstellenbilanz: Eindrucksvolle 
Bestätigung unserer Politik 
Die von Bundesministerin Dorothee 
Wilms vorgestellten Zahlen zur Aus- 
bildungsplatzsituation zum Stichtag 
30. September bestätigen eindrucks- 
voll die Politik der Bundesregierung. 

Die Gesamtbilanz 1986 auf dem Ausbil- 
dungsstellenmarkt hat sich im Vergleich 
zu 1985 noch weiter verbessert. Die Zahl 
der unbesetzten Ausbildungsplätze stieg 
um 40,9 Prozent auf über 31 000. Die Zahl 
der noch nicht vermittelten Bewerber 
ging um über 20 Prozent auf 46900 zu- 
rück. Diese erfreuliche Entwicklung hat 
dazu geführt, daß sich die Lücke zwi- 
schen Angebot und Nachfrage gegenüber 
dem vergangenen Jahr halbiert hat, von 
knapp 37 000 auf nur noch knapp 16 000. 
Bereits zum 30. 9. haben 93,5 Prozent al- 
'er Jugendlichen, die einen Ausbildungs- 
Platz suchen, eine Lehrstelle erhalten. Es 
lst damit zu rechnen, daß bis zum Ende 
des Jahres über 96 Prozent aller Jugendli- 
chen, die eine Lehrstelle suchen, eine 
Ausbildung beginnen können, 
angesichts der insgesamt positiven Ent- 
wicklung treten regionale Ungleichge- 
wichte deutlicher hervor: Ein Beleg dafür 
lst die deutlich gestiegene Zahl unbesetz- 
ter Ausbildungsplätze. Mit Abstand am 
günstigsten ist die Situation in den Län- 
dern Bayern und Baden-Württemberg, in 
diesen beiden Ländern ist die Zahl der 
Unbesetzten Lehrstellen jeweils mehr als 
doppelt so groß wie die Zahl der noch 
n|cht vermittelten Bewerber. Schwierig 
hingegen ist die Lage in Bremen, Nieder- 
Sachsen und Nordrhein-Westfalen. 29274 
°der 62,4 Prozent der noch nicht vermä- 
hlten Ausbildungsplatzbewerber körn- 
en allein aus diesen drei Ländern. Für 
d,e nachfolgenden Jahre wird es daher 

immer wichtiger, durch eine zukunftswei- 
sende Infrastrukturpolitik Ausgleich zu 
schaffen. In diesem Zusammenhang mißt 
die Bundesregierung der regionalen Mo- 
bilität zunehmende Bedeutung zu. Denn 
es zeigt sich immer deutlicher, daß das 
größte Hemmnis für die notwendige re- 
gionale Mobilität der Jugendlichen die 
Sorge ist, am auswärtigen Ausbildungsort 
allein zu sein. Hier sind unkonventionelle 
Maßnahmen und private Initiativen er- 
forderlich. Bundesministerin Dorothee 
Wilms wird daher in den nächsten Wo- 
chen mit Organisationen der Jugendso- 
zialarbeit und Jugendverbänden über 
Möglichkeiten beraten, wie Jugendlichen, 
die auswärts einen Ausbildungsplatz 
wählen, geholfen werden kann. 

Der Lehrstellenmarkt bleibt auch nach 
dem 30. 9. in Bewegung, die Vermitt- 
lungsanstrengungen gehen wie in den 
Vorjahren unvermindert weiter. Entspre- 
chende Vorkehrungen wurden bereits ge- 
troffen: 

• Die Arbeitsämter setzen ihre Vermitt- 
lungsbemühungen intensiv fort. Hier geht 
es insbesondere darum, das große Poten- 
tial der bisher noch unbesetzten Ausbil- 
dungsplätze möglichst optimal zu nutzen. 

• Wirtschaft und Verwaltungen werden 
Ausbildungsplätze, die in Folge von 
Mehrfachzusagen von Jugendlichen frei- 
geblieben sind bzw. durch vorzeitige Ver- 
tragslösung insbesondere in der Probezeit 
freiwerden, nach- und wiederbesetzen. 

• Die Länder führen ihre bestehenden 
Programme zur Förderung der politi- 
schen Ausbildung bedarfsgerecht fort 
und tragen außerdem durch vollzeitschu- 
lische Maßnahmen in Defizitregionen zu 
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einer Entlastung des Lehrstellenmarktes 
bei. 

• Der Bund wird seinen Beitrag erneut 
im Rahmen des Benachteiligtenpro- 
gramms leisten. Im Regierungsentwurf 
für den Bundeshaushalt 1987 sind für die- 
ses Programm 407 Millionen Mark vorge- 
sehen, dies bedeutet eine Steigerung ge- 
genüber 1986 um 72 Millionen Mark. Die 
Aufstockung der Mittel wird vorrangig 
Regionen mit besonders schwieriger Aus- 
bildungsplatzsituation zugute kommen. 

In den nächsten Jahren wird die Zahl der 
Schulabgänger stark sinken. Deshalb ist 
damit zu rechnen, daß die Nachfrage 

nach Ausbildungsplätzen 1987 und in 
den Folgejahren deutlich zurückgehen 
wird. Schon 1990 wird die Gesamtnach- 
frage im Bundesgebiet voraussichtlich die 
600000-Grenze unterschreiten. Dies be- 
deutet, daß sich dann rund 150000 Ju- 
gendliche weniger um betriebliche Aus- 
bildungsplätze bewerben als in diesem 
Jahr. Dann wird sich zeigen, wie gut die 
Betriebe beraten waren und sind, die über 
den aktuellen Eigenbedarf Fachkräfte 
hinaus ausbildeten. Die in diesem Jahr 
noch zu erwartende Zahl von fast 700000 
neu abgeschlossenen Ausbildungsverträ- 
gen wird die von der SPD prognostizierte 
Katastrophe erneut widerlegen. 

Umweltschutzinvestitionen weiter gestiegen 
Nach der jährlichen Investitionsstati-" 
stik der Bundesländer sind die nach 
§ 7 d Einkommensteuergesetz sonder- 
abschreibungsfähigen Umweltschutz- 
investitionen der gewerblichen Wirt- 
schaft auch im Jahre 1985 weiter um 
230 Mio. DM auf über 3,8 Mrd. DM 
angestiegen. 

Den stärksten Anteil an dieser Aufwärts- 
entwicklung hatten im Jahre 1985 mit 
61 % oder rund 2,3 Mrd. DM die Maß- 
nahmen zur Verbesserung der Luftquali- 
tät. Für den Gewässerschutz investierten 
die Unternehmen 1985 rund 1 Mrd. DM. 
Auf die Maßnahmen zur Abfallbeseiti- 
gung entfiel ein Betrag von rund 403 Mio. 
DM. Hier lagen mit 38 % auch die höch- 
sten Steigerungsraten gegenüber 1984. 
Für ein Investitionsvolumen von ca. 90 
Mio. DM nahmen die Unternehmen in 
1985 Sonderabschreibung auf Lärm- 
schutzanlagen in Anspruch. 
Bundesumweltminister Walter Wallmann 
begrüßte diese Entwicklung und erklärte 
hierzu: „Jede einzelne Umweltschutzinve- 
stition stellt einen konkreten Beitrag zur 
Verbesserung der Umweltqualität dar. 

Seit 1982 können wir bei den Umwelt- 
schutzinvestitionen einen ungebrochenen 
Aufwärtstrend verzeichnen. Diese positi- 
ve Entwicklung in den vergangenen Jah- 
ren ist ein Ergebnis der konsequenten 
Umweltpolitik der Bundesregierung. In 
den ersten drei Jahren der zu Ende ge- 
henden Legislaturperiode wurden auf- 
grund dieser anspruchsvollen Umweltpo- 
litik mehr Umweltschutzinvestitionen 
(rd. 9,7 Milliarden DM) hervorgerufen 
als in dem vorangegangenen 8-Jahres- 
Zeitraum seit Beginn der § 7 d-Statistik 
im Jahre 1975 (rd. 9,3 Milliarden DM)". 

233,7 Millionen Mark 
für Bonn 
Der Bund wird 1987 mehr als 233 Millio- 
nen Mark in Bonn investieren. Der Haus- 
haltsausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges bewilligte jetzt diese höchste jemals 
in einem Jahr veranschlagte Summe so- 
wohl für Projekte zum Ausbau der Bun- 
deshauptstadt als auch für laufende kul- 
turelle Zuschüsse nach dem Bonn-Ver- 
trag. 
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Helmut Kohl: 
Der ländliche Raum hat Zukunft 
Das Schicksal unserer Bauern ist eng 
verbunden mit dem der Gesellschaft 
insgesamt. Wir wollen keine Gesell- 
schaft, in der Arbeitsplätze praktisch 
nur noch bei ganz großen Betrieben 
bestehen. Wir brauchen die breite 
Schicht von Selbständigen, wir brau- 
chen den Landwirt mit seinem Hof, 
stellte Helmut Kohl auf einer Ziel- 
gruppenveranstaltung der CDU für 
den ländlichen Raum vor 6000 Zuhö- 
rern in Oldenburg fest. 

Ernst Albrecht hat in einer eindringlichen 
und einprägsamen Weise die Probleme, 
vor denen wir stehen, dargelegt und kom- 
mentiert. In der Politik für die Bauern 
gibt es kaum einen kenntnisreicheren und 
engagierteren Repräsentanten der Lan- 
despolitik in Deutschland. 

Auf dem Luxemburger Gipfel im Dezem- 
ber haben wir beschlossen, den europäi- 
schen Binnenmarkt im ersten Drittel der 
"Oer Jahre einzuführen. Das darf aber 
U'cht zur Folge haben, daß bei der Ent- 
wicklung europäischer Politiken die 
Agrarpolitik — wie bisher — für sich al- 
lein genommen isoliert und vorangetrie- 
ben wird. Gerade das hat nämlich dazu 
geführt, daß die Bauern die Prügelknaben 
europäischer Entwicklung geworden 
s,r>d, und das kann niemals unsere Politik 
sein. Wir sind uns darüber im klaren, daß 
^T unsere Interessen in Brüssel mit je- 
uem nur denkbaren Nachdruck vertreten 
Müssen. Denn es ist für uns unannehm- 
ar> daß bestimmte gesellschaftliche 

Gruppen — wie die Bauern — von Brüs- 
Sel aus eindeutig benachteiligt werden. 
W|r müssen in Europa für alle Schichten 
"serer Bevölkerung, vor allem also auch 

für die Bauern den richtigen Weg finden. 
Und die Landwirte müssen wissen: Sie ha- 
ben dafür in Ignaz Kiechle einen exzellen- 
ten Anwalt. 

Ignaz Kiechle ist wirklich ein Landwirt 
und Bauer, der weiß, wovon er redet, und 
wie wichtig die Bauernschaft für unser 
Volk ist. Er ist eben nicht am grünen 
Tisch im Ministerium ihren Problemen 
entwachsen, sondern er ist einer der ihren 
geblieben. Zusammen mit ihm haben wir 
— vor allem zur Unterstützung für die 
kleineren und mittleren Betriebe — eine 
ganze Menge auf den Weg gebracht: Er- 
höhung der Vorsteuerpauschale als Aus- 
gleich für den Teilabbau des Währungs- 
ausgleichs auf deutscher Seite, Verbesse- 
rung der Einkommenshilfen in benachtei- 
ligten Gebieten, steuerliche Entlastungen 
zur sozialen Absicherung des Struktur- 
wandels, Erhöhung der Mittel für die Al- 
tershilfe und spürbare Entlastung kleiner 
und mittlerer Betriebe von Sozialbeiträ- 
gen, Sicherung der landwirtschaftlichen 
Unfallversicherung, Einführung einer 
Niederlassungsbeihilfe für junge Land- 
wirte sowie Erweiterung einzelbetriebli- 
cher Förderung und damit Kostenentla- 
stung der Betriebe. 

Das ergibt ein Gesamtvolumen von vielen 
Milliarden. Darüber hinaus haben wir ei- 
nen Beitrag geleistet, um den finanziellen 
Spielraum der Europäischen Gemein- 
schaft zu verbessern und die Marktord- 
nung überhaupt wieder finanzierbar zu 
machen. Auch eine Garantiemengenrege- 
lung für die Milch haben wir eingeführt, 
ohne die der Zusammenbruch dieses 
Marktes unausweichlich gewesen wäre. 
Wir sind ein gutes Stück vorangekom- 
men, aber es gibt da kein Patentrezept. 
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Deswegen wurde immer großer Wert dar- 
auf gelegt, daß wir mit der berufsständi- 
schen Vertretung der Bauern auf das eng- 
ste zusammenarbeiten. 
Unser Ziel ist die Harmonisierung der 
Wirtschafts- und Währungspolitik in der 
EG. Solange dies nicht erreicht ist, ist der 
Währungsausgleich unverzichtbar. Dar- 
über hinaus wollen wir eine allmähliche 
Marktentlastung herbeiführen, ohne die 
Absicherung der Einkommen über den 
Preis aufzugeben. Andere Berufsgruppen 
haben ihr Einkommen seit Mitte der 70er 
Jahre erheblich steigern können. Die 
Landwirte gehören nicht dazu. Deswegen 
müssen wir die Probleme jetzt anpacken. 
Wir müssen wieder eine mittel- und lang- 
fristige Perspektive gewinnen. 
Die von der SPD geforderte Politik der 
Preissenkung ist dafür das falsche Mittel. 
Sie führt zur Vernichtung von vielen bäuer- 
lichen Existenzen und findet schon deshalb 
nicht unsere Unterstützung. Unser Ziel 
muß bleiben, den leistungsfähigen bäuerli- 
chen Familienbetrieb als Voll-, Zu- und 
auch als Nebenerwerbsbetrieb zu erhalten. 

Das ist nicht nur eine rein wirtschaftliche 
Frage des Tages, das ist eine gesell- 
schaftspolitische Frage von weitreichen- 
der Bedeutung. Der Bauer steht für das 
Prinzip Eigentum. Ein Bauer kann auf 
die Dauer seine Existenz nur sichern, 
wenn er versucht, sein Eigentum zu be- 
wahren, sein Feld, seine Wiesen, seinen 
Wald mit den Augen seines Enkels zu be- 
trachten. Eine solche Blickweise gehört 
schließlich auch zu den staatstragenden 
Grundideen. 
Aber nur wenn die allgemeinen Rahmen- 
bedingungen in Ordnung gebracht wer- 
den — und dafür setzen wir uns ein — 
hat die Landwirtschaft eine Chance, 
bleibt der Bauer ein freier Mann auf sei- 
ner Scholle. Und nur der bäuerliche Fa- 
milienbetrieb, der ja das Klima eines gro- 
ßen Teils unseres Landes beeinflußt, ist 

in der Lage, die Attraktivität des soge- 
nannten ländlichen Raumes, in dem die 
Hälfte der Bürger der Bundesrepublik 
lebt, zu erhalten. 
Wer den bäuerlichen Familienbetrieb 
nicht bewahren will, der vergißt: auch im 
Blick auf eine gesunde Umwelt gibt es 
dazu für die nächste Generation keine Al- 
ternative. Denn wer soll sonst eigentlich 
dafür einstehen? Die verschiedenen Bei- 
spiele kommunaler Umweltpflege kosten 
viel Geld, sind aber oft nicht mehr als an- 
sprechende Versuche. Auch deshalb müs- 
sen wir gemeinsam Front machen gegen 
alle jene Parolen die Bauern seien zu blo- 
ßen Subventionsempfängern geworden. 
Die Existenz des bäuerlichen Betriebes 
ist aber heute auch nicht mehr denkbar 
ohne die Aufgaben, die die Landfrauen 
auf dem Hof übernommen haben. Ohne 
ihre Mitarbeit in der Buchhaltung, im 
Schriftwechsel, Direktverkauf und bei 
vielen anderen Dingen, könnte der Fami- 
lienbetrieb in unseren Tagen nicht erhal- 
ten werden. Deswegen war bei unseren 
Diskussionen über Erziehungsgeld, Erzie- 
hungsurlaub, Anerkennung von Kinder- 
erziehungszeiten im Rentenrecht immer 
ein wichtiger Aspekt, inwieweit davon 
auch der bäuerliche Familienbetrieb pro- 
fitieren würde. 
Ein entscheidendes Stück Zukunft in der 
weiteren Entwicklung der Landwirtschaf1 

verheißt der verstärkte Anbau von Defi- 
zitprodukten. Die Schaffung von neuen 
Absatzwegen für nachwachsende Roh- 
stoffe im industriell gewerblichen Bereich 
steht dabei mit im Vordergrund. Wir müs- 
sen alle sinnvollen Möglichkeiten für 
neue Einkommensquellen nutzen. Zum 
Beispiel durch Pflege von Natur und Um' 
weit, Schutz von Boden, Wasser und 
Luft. 
Der ländliche Raum hat seine Zukunfts- 
chancen. Wir müssen ihm seine Vitalität 
bewahren! 
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Ein stolzes Ergebnis: CDU sammelt 
4,6 Millionen für Entwicklungshilfe 
Der Kampf gegen Hunger und Armut 
in der Welt stellt für die Christlich 
Demokratische Union Deutschlands 
eine besondere Herausforderung dar. 
Aus diesem Grund hat die CDU vor 
vier Jahren die Aktion „Dritte Welt" 
ins Leben gerufen. Seitdem wurden 
niehr als 4,6 Millionen DM von 162 
Kreisverbänden für insgesamt 253 Ent- 
wicklungshilfeprojekte in 49 Ländern 
gesammelt. 

Mit dieser Aktion hat die CDU überall in 
der Bundesrepublik Deutschland Anstö- 
ße für private Initiativen in der Entwick- 
lungshilfe gegeben. Besonderer Dank ge- 
bührt den zahllosen ehrenamtlichen Hel- 
fern an der Parteibasis, ohne deren uner- 
müdlichen Einsatz die Aktion „Dritte 
Welt" undurchführbar gewesen wäre, er- 
klärte der Vorsitzende des Bundesfach- 
ausschusses „Entwicklungspolitik", Karl 
Lamers. 

kie aktiv beteiligten CDU-Mitglieder ga- 
ben damit zugleich eine persönliche Ant- 
wort auf den Beschluß des Hamburger 
oundesparteitages der CDU vom Novem- 
"er 1981: „Wir müssen anders leben, da- 
mit andere überleben". 
ü'e CDU will mit ihrer Aktion auf die 
Bedeutung der Dritten Welt für die Zu- 
kunft unseres eigenen Landes in Partei 
Und Öffentlichkeit hinweisen. Bei der 
CDU-Aktion „Dritte Welt" geht es nicht 
Urn Millionenprojekte, sondern um eine 
m°glichst große Zahl überschaubarer 
Und überzeugender Einzelvorhaben, die 

azu beitragen, die wirtschaftliche und 
soziale Not in der Dritten Welt zu lin- 
Jtern. Ziel ist es, konkrete Hilfe zur 
Selbsthilfe zu leisten. 

Folgende Projekte wurden bisher von der 
CDU gefördert: 
• Land- und Fischereiwirtschaft: 
Bau von Brunnen, Bewässerungsanlagen 
und Vorratshäusern; Ankauf von Land, 
landwirtschaftlichen Maschinen, Acker- 
geräten und Saatgut; Anschaffung von 
Fischerbooten und Netzen 
• Gesundheitswesen: 
Ausbau von Krankenhäusern; Unterstüt- 
zung bei laufenden Kosten zur Sicherung 
der medizinischen Versorgung; Kauf von 
Krankenwagen, Rollstühlen und Medika- 
menten; Einrichtung von Leprastationen, 
Behindertenheimen und Sozialstationen; 
Brillensammlungen 
• Bildung und Ausbildung: 
Einrichtung und Unterstützung von Vor- 
schulkindergärten, Kinder- und Jugend- 
dörfern; Bau von Schulen und Ausbil- 
dungszentren; Patenschaften für Kinder; 
Übernahme der Kosten für Schulspei- 
sung 
• Handwerk und Gewerbe: 
Kauf von neuen oder Überlassung ge- 
brauchter Maschinen und Werkzeuge 
Die Mittel für die Aktion „Dritte Welt" 
wurden von den einzelnen CDU-Verbän- 
den durch Sammlungen, Informations- 
veranstaltungen, Seminare und Ausstel- 
lungen, Verkauf von Waren aus der Drit- 
ten Welt und eigenen Handarbeiten auf 
Basaren und Straßenfesten sowie durch 
gesellige Feste, Theateraufführungen und 
Rockkonzerte aufgebracht. Bei 98 Projek- 
ten dauert die Unterstützung noch an; 44 
neue Projekte sind bereits wieder von den 
Kreisverbänden geplant. 
Die CDU tritt mit ihrem Engagement 
nicht in Konkurrenz zu kirchlichen Hilfs- 
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Fraktion: Vorschläge für 
Terrorismusbekämpfung 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat 
auf Vorschlag ihres Vorsitzenden Alfred 
Dregger eine Arbeitsgruppe unter Lei- 
tung des stellvertretenden Fraktionsvor- 
sitzenden Karl Miltner eingesetzt, die 
konkrete Vorschläge zu einer wirksame- 
ren Bekämpfung des Terrorismus unter- 
breiten soll. 
Sie wird ihre Arbeit unverzüglich aufneh- 
men. Erwogen wird: 
• europäische Fahndungsunion — über 
Interpol hinaus, 
• Ausbau der Möglichkeiten der Raster- 
fahndung, 
• Verbesserung der Koordinaten im Be- 
reich der Terrorismusbekämpfung, 
• zügiger und unbürokratischer Daten- 
austausch, bei Beachtung der berechtig- 
ten Belange des Datenschutzes, zwischen 
Behörden, die über konkrete Erkenntnis- 
se verfügen, 
• verstärkter Einsatz von V-Leuten, 
• Einführung des Kronzeugen, 
• Ausbau der öffentlichen Fahndung un- 
ter Einsatz von Presse, Rundfunk und 
Fernsehen. 
Auch dieser Arbeitsbericht soll — wie 
derjenige zur Sicherung der Demonstra- 
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werken oder anderen Entwicklungshilfe- 
organisationen, sondern arbeitet mit die- 
sen intensiv zusammen. Auf diese Weise 
sind enge Kontakte entstanden zur evan- 
gelischen und katholischen Kirche in der 
Bundesrepublik Deutschland und in der 
Dritten Welt sowie zu den kirchlichen 
Hilfswerken, zu staatlichen oder sonsti- 
gen Entwicklungshilfeinstitutionen, Drit- 
te-Welt-Gruppen und Solidaritätskomi- 
tees. 

tionsfreiheit — nach Fertigstellung den 
Parteivorsitzenden der CDU und CSU 
zur Berücksichtigung bei den Koalitions- 
verhandlungen nach der Bundestagswahl 
zugeleitet werden. 

Kernkraftgegner sind meist 
„reisende Demonstranten" 
Insgesamt 505 Kernkraftgegner sind bei 
den Blockadeaktionen gegen die Wieder- 
aufbereitungsanlage für atomare Brenn- 
stoffe in Wackersdorf zwischen dem 16. 
und dem 19. Oktober festgenommen wor- 
den. In einer Bilanz, die die Einsatzlei- 
tung der Polizei in Wackersdorf veröf- 
fentlichte, hieß es, alle 505 Festgenomme- 
nen würden angezeigt. Aus der Polizei- 
bilanz geht hervor, daß nur 42 von den 
505 Festgenommenen aus dem Landkreis 
Schwandorf stammen. Die Mehrzahl kam 
aus Norddeutschland, vor allem aus Ber- 
lin, Hamburg, Hannover und Köln. Es 
habe sich im wesentlichen um „reisende 
Demonstranten" gehandelt, sagte ein 
Sprecher. Der Sachschaden, der bei den 
Aktionen der Kernkraftgegner bei den 
Blockadetagen verursacht wurde, betrage 
mehrere hunderttausend Mark. 

Robert-Schuman-Medaille 
für Helmut Kohl 
Der Vorsitzende der EVP-Fraktion im 
Europäischen Parlament, Egon Klepsch, 
hat Bundeskanzler Helmut Kohl die Ro- 
bert-Schuman-Medaille verliehen. Die 
Auszeichnung wurde in diesem Frühjahr 
von der EVP-Fraktion gestiftet aus Anlaß 
der 100. Wiederkehr des Geburtstages des 
großen französischen Politikers, der zu 
den Gründervätern der Europäischen Ge* 
meinschaft zählte. Mit ihr werden Persön- 
lichkeiten geehrt, die sich herausragende 
Verdienste um die europäische Einigung 
erworben haben. 
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Parteitagsbeschluß 
Auf Grund eines Versehens ist der An- 
trag C 1 (Junge Union) in der letzten 
Ausgabe des UiD nicht veröffentlicht 
worden. Hier der volle Wortlaut: 

Beschluß Nr. Cl 
I. Heute, mehr als 13 Jahre nach dem 
blutigen Militärputsch vom 11. Septem- 
ber 1973, leidet das mit einer großen de- 
mokratischen Tradition ausgestattete chi- 
lenische Volk noch immer unter einer 
brutalen Militärdiktatur. 
Der 34. Parteitag der Christlich Demo- 
kratischen Union Deutschlands verurteilt 
die schweren Verletzungen der Men- 
schenrechte und der demokratischen 
Grundsätze durch das Pinochet-Regime. 
Wir bekunden unsere Hochachtung für 
den aufopferungsvollen Einsatz aller op- 
positionellen Demokraten in Chile. Wir 
gedenken der Menschen, die diesen Ein- 
satz mit dem Leben bezahlen mußten. 
2- Die CDU Deutschlands erhebt mit den 
Unterzeichnern der „Nationalen Überein- 
kunft zur Wiederherstellung der Demo- 
kratie in Chile" unter Kardinal Juan 
Francisco Fresno folgende Forderungen: 
***• sofortige Aufhebung des Ausnahmezu- 
standes 
"""" vollständige Wiederherstellung aller 
bürgerlichen Freiheiten 

~" Freilassung aller politischen Gefange- 
nen 

r" Wiedereinsetzung der verfassungsmä- 
ßi8en Garantien 
"""- freie Betätigung für alle demokrati- 
Schen Parteien 
r~ Fortentwicklung einer Verfassungsre- 
^rm mit dem Ziel freier Parlaments- und 
präsidentschaftswahlen vor 1989 
r; Die CDU Deutschlands unterstützt die 

°rderung nach einem nationalen Dialog 

zur Wiederherstellung der demokrati- 
schen Ordnung in Chile. Wir appellieren 
an die reformfreudigen Kräfte im Militär, 
sich diesem gewaltfreien Weg der Demo- 
kraten anzuschließen und ihre Loyalität 
gegenüber der politischen und militäri- 
schen Führung aufzukündigen. 
4. Die CDU Deutschlands fordert alle de- 
mokratischen Staaten der Welt auf, in ei- 
ner konzentrierten Aktion den politischen 
Druck auf das Unrechtsregime in Santia- 
go zu verstärken. Die Bundesregierung ist 
aufgefordert, entsprechende Maßnahmen 
im Rahmen der Europäischen Gemein- 
schaft zu ergreifen. 
5. Wir bekunden besondere Verbunden- 
heit mit unseren christdemokratischen 
Freunden in Chile und ermuntern sie im 
Kampf für eine friedliche demokratische 
Entwicklung in ihrem Heimatland nicht 
nachzulassen. Keine Diktatur kann unse- 
rem Glauben an die Freiheit widerstehen, 
wenn die Zeit für sie reif geworden ist. 
Das Unrechtsregime in Chile wird ein 
Ende haben. 

Bundesregierung gibt gutes 
Beispiel 
Diese Bundesregierung 
spricht nicht nur über Umweltschutz, sie 
geht auch mit gutem Beispiel voran, er- 
klärte der haushaltspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Manfred Carstens (Emstek). 
212 Fahrzeuge bei den obersten Bundes- 
behörden sind inzwischen als schadstoff- 
arm einzustufen. Das sind knapp die 
Hälfte aller Fahrzeuge. Der restliche 
Fahrzeugbestand ist entweder technisch 
nicht mehr umrüstbar oder eine Umrü- 
stung ist aus wirtschaftlichen Gründen 
nicht vertretbar, weil eine Aussonderung 
spätestens Ende 1987 ansteht. Dies be- 
weist, die Umstellung erfolgt rasch. Es 
wird gehandelt. 
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Schlimme, falsche Wörter 
Ein vom Dienst kommender Feuerwehr- 
mann sah ihn unweit des Tatorts auf der 
Straße liegen sechs Seiten, ein Deckblatt 
mit jenem fünfzackigen Stern, in dem quer 
eine Maschinenpistole liegt, darunter 
„Kommando Ingrid Schubert". 
Es ist der „Bekennerbrief', das Schreiben 
also, in dem die Mörder ihren Mord an 
dem Ministerialdirektor Gerold von Braun- 
mühl gestehen, ihn zugeben, ihn gar mit 
unüberbietbarem, politisch verbrämten Zy- 
nismus begründen wollen. 
Das Wort „Bekennerbrief' hat mittlerweile 
Eingang in den Duden gefunden, als Brief 
in dem sich „jemand zu einem (politischen) 
Verbrechen bekennt". Wie sollte man ein 
derartiges Schriftstück anders nennen, es 
treffender und auch richtiger bezeichnen, 
ohne den Beigeschmack der Verniedli- 
chung ? 
Sich zu etwas bekennen, bedeutet vorran- 
gig, daß man etwas für gut, richtig hält, 
daß man an etwas glaubt. Man bekennt 
sich zum Christentum, zu einer Partei, zur 
Wahrheit. Aber auch zu einem feigen hin-<: 

terhältigen Mord? 
In der hergebrachten juristischen Literatur 
gibt es den „Bekennerbrief' nicht. Im 
Strafprozeßrecht spricht man vom Ge- 
ständnis. In den Medien taucht der „Be- 
kennerbrief' immer wieder auf. Die Polizei 
benutzt ihn, auch der Generalbundesan- 
walt. Und alle beschleicht Unbehagen. 
Lange hießen die Mörder Andreas Bader 
und Ulrike Meinhof samt terroristischem 
Anhang „Gruppe". Erst dann „Bande". 
„RAF" soll „Rote Armee Fraktion" bedeu- 
ten. Armee? Fraktion? Von Armee kann 
keine Rede sein, wenn man eine Verbre- 
cherorganisation meint. Und von Parteiver- 
tretung in einem Parlament noch weniger. 
Also Bruchstück, Bruchteil? Wovon? Von 
nichts. Und dennoch wird im fahrlässigen 
Umgang mit der Sprache den Mördern ein 
ums andere Mal so etwas wie der Kom- 
battantenstatus zuerkannt. 
Dennoch sagen und schreiben wir „Beken- 
nerbrief' und „Rote Armee Fraktion", wo 

wir pseudopolitische Mordgeständnisse 
und Mörderbande meinen. Die Anfüh- 
rungsstriche, so sie überhaupt verwendet 
werden, nehmen nur wenig von jener 
sprachlichen Ohnmacht, die sich hier zeigt. 
Was ist ein „Sympathisantenumfeld"? Mit 
Sympathie hat es nichts zu tun, wenn ein 
Noch-Nicht-Mörder dem Mörder das 
Mordwerkzeug besorgt. 
Semantikos meint im Griechischen „be- 
zeichnend, anzeigend". Es ist keine seman- 
tische Haarspalterei, wenn man feststellt, 
daß wir Worte wie „Bekennerbrief' trotz    • 
deutlichen Unbehagens benutzen. Es ist 
aber vielleicht bezeichnend, daß wir noch 
kein treffenderes, kein wirklich zutreffen- 
des, gefunden haben. 
(Bonner General-Anzeiger, 13.10.1986) 
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Rückfall in 
medienpolitische Steinzeit 
Der medienpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Dieter 
Weirich (Eschwege), hat der IG Druck 
und Papier einen „Rückfall in die me- 
dienpolitische Steinzeit" und einen „frei- 
heitsfeindlichen Kurs" vorgeworfen. In 
einer Stellungnahme zum Bundeskongreß 
dieser Gewerkschaft in Essen sagte Wei- 
rich, die Forderung der IG Druck nach 
Verstaatlichung privater Medienunter- 
nehmen und nach Umwandlung in öf- 
fentlich-rechtliches oder genossenschaft- 
liches Eigentum dokumentiere, daß die 
IG Druck und Papier ihre radikale Rich- 
tung noch verschärfe. Nur wo die Presse 
privatwirtschaftlich organisiert werde, se> 
sie auch wirklich frei. 
Abschließend beschuldigte Weirich die 
IG Druck und Papier, geltendes Recht 
verletzen zu wollen. Wer sich für Be- 
triebsbesetzungen ausspreche, der stehe 
„mit dem Recht auf Kriegsfuß". 
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Auf in den Winterwahlkampf: 

Uns erwartet ein anstrengender Winterwahlkampf. Viele 
der sonst üblichen Aktionen sind nur schwer durchführbar, 
»enn es draußen regnet, stürmt oder schneit. Und bei einem 
Wahlkampf auf der Straße muß man sich schon einiges 
einfallen lassen, um die Passanten dazu zu bewegen, sich 
Informationsmaterial zu holen und Gespräche mit dem 
Bundestagskandidaten und seinen Helfern zuführen. 

************** 

*n unserem neuen CDU-Winter- 
aktionshandbuch finden Sie eine gan- 
*e Reihe von Anregungen, die Ihnen 
d'e Chance geben, sich trotz aller wit- 
terungsbedingter Widrigkeiten erfolg- 
reich an die Bürger zu wenden. Die 
Risten Aktionen sind von verschie- 
den CDU-Verbänden bereits er- 
hobt worden. 

<~DU-Winteraktionshandbuch 
j^ndestabnahme: 10 Expl. 
ß
reis pro Mindestabnahme: 6,- DM 

Öestell-Nr.:4910 

************** 
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Neue Werbemittel 
für den Winter 
In der Adventszeit erinnern sich 
viele Menschen wieder gerne an tra- 
ditionelle Weihnachtslieder. Die 
CDU-Bundesgeschäftsstelle hat des- 
halb eine Reihe von Liedern im 
neuen Advents- und Weihnachtslie- 
derbuch für Sie ausgewählt. 

Advents- und 
Weihnachtsliederbuch 
Mindestabnahme: 50 Expl. 
Preis pro 
Mindestabnahme: 21,40 DM 
Bestell-Nr.: 2867 

***** 

CDU 
n 

Die Winterzeit — für die 
meisten Menschen die Jah- 
reszeit, in der man gemütlich 
im Familien- oder Freundes- 
kreis zusammensitzt. 
Um vor allem auch die Kin- 
der auf angenehme Weise zu 

unterhalten, bietet die CDU 
das neue Winter-Puzzle an, 
das für jung und alt immer 
wieder Abwechslung bringt- 

Winter-Puzzle 
Mindestabnahme: 25 Expl- 
Preis pro Mindest- 
abnahme: 25,— DM 
Bestell-Nr.: 9880 

Achtung: Einige, der hier 
vorgestellten neuen 
Werbemittel sind z. Z. noch «n 

der Produktion. Die 
Auslieferung erfolgt sofort 
nach Fertigstellung. 
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Im Dezember läuft — wie in jedem Jahr — 
der Weihnachts- und Neujahrspostverkehr 
auf Hochtouren. In diesem Jahr können Sie 
auf vier CDU-Postkarten zurückgreifen. 

CDU-Postkarten 
Mindestabnahme: 100 Expl. 
(vier Motive je 25 Expl. = 100) 
Preis pro Mindestabnahme: 12,70 DM 
Bestell-Nr.: 9923 

denken Sie bei Ihren Planungen auch an 
unseren Wahlkampfratgeber zur Unter- 
stützung Ihrer aktiven Arbeit vor Ort. Die 
feilen Wahlkampfformen liegen in einem 
^et von sechs Broschüren für Sie bereit. 

Wahlkampfformen 
^«ndestabnahme: 
Preis: 3,- DM 
Bestell-Nr.:4866 

Set 

CDU-Becher 
^uch an das leibliche Wohl haben wir 
erdacht: Bieten Sie den Passanten am 
r;anvassing-Stand heiße Getränke im 
CDU-Becher an. 

Mindestabnahme: 100 Stck. 
Preis pro Mindestabnahme: 13,— DM 
Bestell-Nr.: 9922 
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Mit der CDU „fit in den Winter"! 

CDU-Mütze 
Mindestabnahme: 1 Expl. 
Preis: 8,50 DM 
Bestell-Nr.: 9812 
CDU-Schal 
Mindestabnahme: 5 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 40,50 DM 
Bestell-Nr.: 9362 

In diesem Winterwahlkampf muß 
kein aktiver Wahlkämpfer frieren: 
Mit unserer neuen CDU-Mütze und 
dem bewährten CDU-Schal sind Sie 
nicht nur gegen die Kälte bestens ge- 
rüstet, sondern machen außerdem da- 
mit auch noch auf sehr attraktive 
Weise Werbung für die CDU. 

***************************** 
Mit dem CDU-Eiskratzer können Sie in 
den kommenden kalten Monaten für 
„klare Sicht nach vorn" sorgen. 

CDU-Eiskratzer 
Mindestabnahme: 100 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 51,— DM 
Bestell-Nr.: 9890 

Alle Bestellungen an: 
IS-Versandzentrum, 
Postfach 1328,4804 Versmold   . 
***************** 

Klare Sicht 
nachvom 
CDU 
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Briefwahl 

Am 25. Januar braucht 
Deutschland Ihre Stimme: 

Wählen Sie 
schon jetzt: 
Per Brief! 

CDU 

Bei der be- 
vorstehen- 
den Bundes- 
tagswahl 
braucht die 
CDU jede 
Stimme! 

Deshalb 
sollten Sie 
die Wähler 
möglichst 
bald mit der 
Möglichkeit 
der Brief- 
wahl ver- 
traut ma- 
chen. Der 
Briefwahl- 
prospekt 
weist darauf 
hin. 

^indestabnahme: 500 Expl. 
^reis pro Mindestabnahme: 45,50 DM 
ßestell-Nr.:2919 

*******•*•*•*• 
Auch die vielen im Ausland lebenden 
Deutschen haben erstmals das Recht, vom 
Ausland aus den Deutschen Bundestag zu 
wählen. Die CDU-Bundesgeschäftsstelle 
hat eine Broschüre dazu herausgegeben. 

IDieCDU informier* 

Inland 
Dents*« 

Bundestag währe«! 
Mindestabnahme: 100 Expl. 
Preis pro Mindestabnahme: 7,— DM 
Bestell-Nr.: 2847 

Sollten Sie noch Rückfragen haben, 
stehen Ihnen unsere Mitarbeiter in Bonn 
jederzeit unter den Rufnummern (0228) 
544253 und (0228) 544503 zur 
Verfügung. 

Neues „CDU Extra" 
*ür die Landwirte 
j'^er nicht wählt, wählt Rot-Grün" — so 
lautet die Überschrift eines Artikels im 
ne"en „CDU Extra", das die Bundesge- 
Scnäftsstelle herausgegeben hat. Die CDU 

'Jl mit dieser Veranstaltung ihr kontinuier- 
lches Engagement für die Landwirtschaft 
nd den ländlichen Raum unterstreichen. 

"f e'ner Großveranstaltung „Landwirt- 
0

C|\aft hat Zukunft" am 11. Oktober 1986 in 
aenburg, an der Bundeskanzler Helmut 

^ohl (siehe auch Artikel „Der ländliche 
j^um hat Zukunft"), Bundesminister Ignaz 

lechle und der niedersächsische Minister- 
p asident Ernst Albrecht teilnahmen, wurde 

das Extra-Blatt verteilt und fand lebhaftes 
Interesse. 
Wer das neue „CDU Extra" im Format 
DIN A4 bestellen möchte, wende sich an 
IS-Versandzentrum, Postfach 1328 
4804 Versmold 
Mindestabnahme: 100 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 12,50 DM 
Bestell-Nr.: 2913 

CDU-Fahne mit neuem Signet 
Die CDU-Fahne im Format 3 x 2 m 
gibt es jetzt mit dem Signet „CDU — 
Die Zukunft". 
Mindestabnahme: 1 Exemplar 
Preis pro Mindestabnahme: 62,— DM 
Bestell-Nr.: 0414 
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Zielgruppenveranstaltung Frauen 
Unter dem Motto „Die neue Partnerschaft zwischen Mann und Frau — ohne 
Frauen ist kein Staat zu machen -" findet am Samstag, dem 8. November 1986, 
in den Oberrheinhallen in Offenburg die Zielgruppenveranstaltung Frauen statt. 
Als Hauptredner werden Bundeskanzler Helmut Kohl, Bundesministerin Rita 
Süssmuth sowie Generalsekretär Heiner Geißler erwartet. In neun Foren werden 
die Perspektiven der CDU-Frauenpolitik deutlich gemacht und diskutiert. 
Weitere Zielgruppenveranstaltungen'sind: 
• Mittwoch, 5. 11. 1986, in der Rhein-Mosel-Halle in Koblenz für die Zielgruppe Senioren - 
Mitte, 
• Samstag, 15. 11. 1986, in der Stadthalle in Düsseldorf für die Zielgruppe Mittelstand, 
• Samstag, 22. 11. 1986, in den Messehallen West 6—8 in Köln für die Zielgruppe Jugend, 
• Mittwoch, 26. 11. 1986, in der Eilenriedehalle in Hannover für die Zielgruppe Senioren - 
Nord 
• Mittwoch, 3. 12. 1986, in der Stadthalle in Freiburg für die Zielgruppe Senioren — Süd 
• Samstag, 13. 12. 1986, in den Messehallen 4 + 5 in Stuttgart-Killesberg für die Zielgrup- 
pe Arbeitnehmer. 
Bei allen Veranstaltungen, ausgenommen die in Hannover und Freiburg, wird 
als Hauptredner der Parteivorsitzende, Bundeskanzler Helmut Kohl, erwartet. 
Anmeldungen für die Zielgruppenveranstaltung Frauen und für die einzelnen Foren 
sowie für die übrigen Zielgruppenveranstaltungen sind zu richten an die CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle, Abteilung Organisation, 5300 Bonn 1. 
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